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Drudesache Nr* 39^7 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und St euerf ragen 
(11. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der FDP 
- Nr. 3212 der Drucksachen - 

betr. Steuerliche Erleichterungen für Handwerks- und Kleingewerbebetriebe. 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Wellhausen 

Antrag des Ausschusses : 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. P u n k t 1 durch das Rundschreiben des 
Bundesministers der Finanzen vom 11. Juli 
1952 an die Finanzminister (Finanzsena- 
toren) der Länder betreffend Ausfüllung 
des Vordrucks GewSt. 1 A 1951 Ab- 
schnitt B II Buchst. B Ziff. 8 und 10 
und durch die Zusage der Vertreter des 
Bundesfinanzministeriums, den Vordruck 
für 1952 entsprechend zu gestalten, für er- 
ledigt zu erklären, 

P u n k t 2 

a) hinsichtlich der Vergünstigungen ge- 
mäß §§ 7 a und 7 e EStG durch die 
Bestimmungen des § 8 EStDV 1951 für 
erledigt zu erklären, 

b) es bezüglich des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 
EStG bei der bisherigen Regelung zu 
belassen, da diese Bestimmungen für die 
hier in Betracht kommenden Steuer- 
pflichtigen nur selten in Frage kommen, 

c) auf Grund der Hereinnahme des 
§ 10 a EStG in den Initiativgesetzent- 
wurf — Nr. 3838 der Drucksachen — 
für erledigt zu erklären, 

Punkt 3 durch die Dritte Verordnung 
zur Änderung der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz vom 
6. Mai 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 285) für 
erledigt zu erklären, 

Punkt 4 durch die Heraufsetzung der 
Freigrenze bei der Vermögensabgabe im 


Lastenausgleichsgesetz für erledigt zu er- 
erklären, 

Punkt 5 durch die Neufassung der Be- 
stimmungen über die bestandsmäßige Er- 
fassung des beweglichen Anlagevermögens 
in Abschnitt 45 b der Einkommensteuer- 
Richtlinien 1951 und den von den Ver- 
tretern des Bundesfinanzministeriums zu- 
gesagten weitgehenden Verzicht auf die 
körperliche Bestandsaufnahme auch für 
1952 für erledigt zu erklären, 

Punkt 6 auf Grund des Initiativgesetz- 
entwurfs — Nr. 3830 der Drucksachen — 
für erledigt zu erklären, 

Punkt 7 auf Grund der Mitteilungen 
des Vertreters des Bundesfinanzministe- 
riums für erledigt zu erklären; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, die Ver- 
ordnung über die Führung eines Warenein- 
, gangsbuches vom 20. Juni 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 752) in der Richtung anzu- 
wenden, daß die Vorschriften über die 
generelle Befreiung von der Verpflichtung 
zur Führung eines besonderen Warenein- 
gangsbuches auf solche Gewerbetreibende 
angewandt werden, die eine ordnungs- 
mäßige Buchführung nachweisen. 

Bonn, den 16. Dezember 1952 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
Dr* Wellhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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